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I. Gesetzliche Grundlagen 
 
Vertragszahnärzte sind nach § 135a Abs. 2 Nr. 2 SGB V verpflichtet, ein einrich-
tungsinternes Qualitätsmanagement einzuführen und weiterzuentwickeln. 
Die grundsätzlichen Anforderungen an ein einrichtungsinternes Qualitätsmanage-
ment hat der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) durch Richtlinien nach § 92 
i. V. m. § 136b S. 1 Nr. 1 2. Alt. SGB V zu bestimmen. 
Nach der gesetzlichen Begründung zu § 135a Abs. 2 SGB V soll das Qualitätsmana-
gement dazu führen, dass die Leistungserbringer auch im ambulanten Bereich von 
den positiven Wirkungen des Qualitätsmanagements profitieren sollen. Die Leis-
tungserbringer sollen systematisch und umfassend die Qualität ihrer Arbeit hinterfra-
gen und Anstrengungen unternehmen, die Qualität ihrer Leistungen zu verbessern. 
Dabei habe nach Auffassung des Gesetzgebers der Aufwand in einem angemesse-
nen Verhältnis insbesondere zu der personellen und strukturellen Ausstattung der 
jeweiligen Praxis zu stehen (BT-Drs. 15/1525). 
In Bezug auf § 136b S. 1 SGB V führt der Gesetzgeber in der Begründung aus, dass 
sich die Vorgaben durch den Gemeinsamen Bundesausschuss auf grundlegende 
Mindestanforderungen beschränken, weil die Einführung und Umsetzung von Quali-
tätsmanagementsystemen stark von den einrichtungsspezifischen Gegebenheiten 
und Bedingungen „vor Ort“ abhängen. Dies sichere, dass die Vertragszahnärzte aus-
reichend Gelegenheit haben, das Qualitätsmanagement ihren jeweiligen Besonder-
heiten entsprechend individuell zu entwickeln (BT-Drs. 15/1525). 
 
 
II. Eckpunkte 
 
Der Richtlinie für ein einrichtungsinternes Qualitätsmanagement für Vertragszahnärz-
te liegen folgende Eckpunkte zugrunde: 
 
• Orientierung am und Umsetzung des anerkannten Qualitätskreislaufs  
• Definition von Grundelementen und Instrumenten im Sinne grundsätzlicher 

Anforderungen 
• Neutralität der Vorgaben im Hinblick auf bestehende Qualitätsmanagement-

systeme 
• Gestaltungsmöglichkeiten für die Praxen im Sinne einer Ausrichtung des Qua-

litätsmanagements an praxisspezifischen Gegebenheiten 
• Großzügige Zeitvorgaben für die Umsetzung der Vorgaben 
• Jährliche Berichterstattung nach Eintritt der Verbindlichkeit der Regelungen 

auf der Grundlage der verpflichtend zu erstellenden Dokumentationen 
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III. Verfahren 
 
Der fachlich zuständige Unterausschuss "Qualitätssicherung in der vertragszahnärzt-
lichen Versorgung" hat zur inhaltlichen Konkretisierung der grundsätzlichen Anforde-
rungen an ein einrichtungsinternes Qualitätsmanagement gemäß § 136b S. 1 Nr. 1 2. 
Alt. SGB V eine Arbeitsgruppe "Qualitätssicherung" eingesetzt. Ausgangspunkt der 
Beratungen bildete das Ergebnis einer Expertenbefragung in welcher Fragestellun-
gen der Bänke sowie der Patientenvertreter zur Ausgestaltung eines einrichtungsin-
ternen Qualitätsmanagements unter besonderer Berücksichtigung der vertragszahn-
ärztlichen Versorgungspraxis erörtert wurden. In der letzten Sitzung des Unteraus-
schusses am 18.10.2006 haben die Mitglieder einen abschließenden Beschlussent-
wurf für eine Richtlinie für ein einrichtungsinternes Qualitätsmanagement konsentiert. 
 
Da der Richtlinie nicht lediglich krankenversicherungsrechtliche Bedeutung hat, son-
dern sich darüber hinaus auf die Berufsausübung der Vertragszahnärzte auswirkt, 
wurde der für das zahnärztliche Berufsrecht zuständigen Bundeszahnärztekammer 
(BZÄK) Gelegenheit zur Stellungnahme gemäß § 91 Abs. 8a SGB V gegeben. 
Die Bundeszahnärztekammer hat ihre Stellungnahme am 03.11.06 fristgerecht ab-
gegeben. Sie hält zwar einerseits die Regelung des einrichtungsinternen Praxisma-
nagements in einer Richtlinie für Vertragszahnärzte für überflüssig, weil die Zahnärz-
tekammern seit Jahren freiwillige Fortbildungsmaßnahmen zu diesem Thema durch-
führen. Andererseits begrüßt die Bundeszahnärztekammer, dass die Richtlinie nur 
Mindestanforderungen beschreibt, die individuell auf die Erfordernisse der jeweiligen 
Praxis abgestimmt werden können. Zugleich mahnt die Bundeszahnärztekammer, 
die durch die Umsetzung der Richtlinie für die Praxis entstehenden Kosten und die 
damit verbundene Bürokratie so klein wie möglich zu halten. 
 
 
IV. Erläuterungen der einzelnen Regelungen  
 
1. Allgemeine Erläuterungen 
Die Qualitätsmanagement-Richtlinie der Vertragszahnärzte soll einer anhaltenden 
Qualitätsförderung und –verbesserung der vertragszahnärztlichen Versorgung die-
nen. Zur Umsetzung dieses Ziels ist insbesondere die Bereitschaft der an der Ver-
sorgung Beteiligten erforderlich, Organisation, Arbeitsabläufe und Ergebnisse in den 
einzelnen Praxen zu überprüfen und gegebenenfalls zu ändern.  
Die Richtlinie will den niedergelassenen Vertragszahnärzten das deutliche Signal 
geben, dass Qualitätsmanagement dazu dient, unbürokratisch die Zufriedenheit der 
am Prozess Beteiligten zu erhöhen. Die Richtlinie anerkennt, dass es hierzu der indi-
viduellen Umsetzung in der jeweiligen Praxis bedarf. Es wurde daher bewusst auf die 
zwingende Vorgabe der Nutzung zertifizierter Qualitätsmanagementverfahren ver-
zichtet. Auch ist bewusst kein Sanktionsmechanismus vorgesehen und ein großzügi-
ger Umsetzungszeitraum gewählt worden.  
 
2. Erläuterungen zu den einzelnen Paragraphen 
Gesetzliche Grundlage 
In diesem Abschnitt sind die rechtlichen Grundlagen des SGB V genannt, auf denen 
sich der Erlass der Richtlinie durch den Gemeinsamen Bundesausschuss stützt. Ge-
nannt werden die Adressaten der Richtlinie und die Grundsätze des einrichtungsin-
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ternen Qualitätsmanagements, wie sie aus der Begründung des Gesetzgebers (BT-
Drs. 15/1525) hervorgehen. 
 
§ 1 Definition und Ziele 
Die Vorschrift definiert, was unter Qualitätsmanagement zu verstehen ist. Es wird 
festgestellt, dass die Regelungen des Qualitätsmanagements sowohl für die Ver-
tragszahnärzte als auch für Praxismitarbeiter und Patienten von Nutzen sein sollen. 
Hervorgehoben ist, dass die Regelungen des Qualitätsmanagements für die Beteilig-
ten nicht hinderlich, sondern vielmehr förderlich sein sollen. 
 
§ 2 Methodik 
Die Vorschrift nimmt Bezug auf den allgemein anerkannten Qualitätskreislauf, der 
Grundlage der Vorgaben zum Qualitätsmanagement ist. Ausgangspunkt dieses 
Kreislaufs, der in Anlage 1 der Richtlinie abgebildet ist, ist die Selbstbewertung des 
Ist-Zustandes der Praxis. Nach der Identifikation von Bereichen, die von einer Wei-
terentwicklung profitieren können und der Definition von Zielen, die mit der Weiter-
entwicklung erreicht werden sollen, wählt die Einrichtung diejenigen Grundelemente 
und Instrumente aus, mit denen die gewählten Ziele erreicht werden sollen. Diese 
Grundelemente und Instrumente wendet der Zahnarzt an. Anschließend nimmt er 
eine Evaluation des gesamten Vorgangs, insbesondere der Erfolge vor. 
 
§ 3 Grundsätzliche Anforderungen 
Die Vorschrift beschreibt die Grundelemente, die von den Adressaten der Richtlinie 
bei der Umsetzung eines Qualitätsmanagements in ihren Praxen zu berücksichtigen 
sind. Diese Beschreibung ist nicht abschließend, sondern stellt eine Mindestangabe 
der zu verwendenden Elemente auf. Festgelegt ist weiter, dass das gewählte System 
zum Qualitätsmanagement auf die Bedürfnisse der am Prozess Beteiligten bezogen 
sein soll. Insbesondere ist nach Größe und Ausrichtung der Praxis zu prüfen, welche 
Grundelemente in welcher Gewichtung im Einzelfall zur Anwendung zu bringen sind. 
Dies trägt dem gesetzgeberischen Gebot Rechnung, dass das Qualitätsmanagement 
an die Besonderheiten der jeweiligen ambulanten Einrichtung anzupassen ist. Als 
zeitliche Vorgabe ist ein Zeitraum von vier Jahren gewählt, in denen der Adressat der 
Richtlinie ein Qualitätsmanagementsystem in seiner Praxis installiert haben muss, 
welches alle genannten Grundelemente enthält. 
Eine Rechtsfolge für Fälle, in denen die in der Richtlinie enthaltenen Pflichten nicht 
erfüllt werden, ist in der Richtlinie selbst nicht geregelt. Eine Überwachungspflicht der 
Kassenzahnärztlichen Vereinigungen hinsichtlich der Erfüllung der in der Richtlinie 
enthaltenen Pflichten sowie deren Durchsetzung ergibt sich bereits aus den allge-
meinen vertragszahnärztlichen Vorschriften in § 75 Abs. 2 i.V.m. § 81 Abs. 5 SGB V. 
 
§ 4 Instrumente  
Die Auflistung beinhaltet bewährte und nützliche Werkzeuge, mit denen die unter § 1 
der Richtlinie aufgeführten Ziele erreicht werden können. Hierbei wird deklaratorisch 
auch auf die gesetzlichen und vertraglichen Rahmenvorgaben verwiesen, die ein 
niedergelassener Vertragszahnarzt bei seiner Arbeit zu berücksichtigen hat. Als In-
strumente für das Qualitätsmanagement werden exemplarisch solche zur Bewertung 
der Arbeitsabläufe, zur Begleitung des Diagnose- und Behandlungsprozesses sowie  
zur Gestaltung der Praxisatmosphäre insgesamt genannt. Auch bei den anzuwen-
denden Instrumenten ist insbesondere nach Größe und Ausrichtung der Praxis zu 
prüfen, welche im Einzelfall zur Anwendung zu bringen sind. Dies trägt wiederum 

 3



dem gesetzgeberischen Gebot Rechnung, dass das Qualitätsmanagement an die 
Besonderheiten der jeweiligen ambulanten Einrichtung anzupassen ist. 
 
§ 5 Dokumentation  
Die von den Vertragszahnärzten eingesetzten Grundelemente und Instrumente sind 
von diesen zu dokumentieren. Dies geschieht insbesondere im Hinblick auf die von 
den KZVen durchzuführenden Stichprobenprüfungen zum Stand der Umsetzung der 
Richtlinie.  
 
§ 6 Überprüfung durch die  Kassenzahnärztlichen Vereinigungen 
Die Einführung des einrichtungsinternen Qualitätsmanagements wird von den Kas-
senzahnärztlichen Vereinigungen (KZVen) begleitet. Neben der von den KZVen ge-
leisteten Unterstützung der Zahnärzte bei der Umsetzung dieser Richtlinie fordern 
die KZVen vier Jahre nach dem Inkrafttreten der Richtlinie jährlich 2 % der Vertrags-
zahnärzte auf, Dokumentationen vorzulegen. Die Stichprobe wurde auf 2,0 % der 
Vertragszahnärzte festgesetzt. Es wird davon ausgegangen, dass die sich aufgrund 
der Festsetzung der Stichprobe auf 2 % der Vertragszahnärzte ergebende Daten-
menge hinreichend groß ist, um über den Stand der Einführung und Weiterentwick-
lung des Qualitätsmanagements Schlussfolgerungen ziehen zu können. Die Ergeb-
nisse des Stands der Umsetzung meldet die KZBV, die von den KZVen informiert 
wird, dann dem G-BA, der gegebenenfalls über weitere Unterstützungs- oder Ände-
rungsmaßnahmen entscheiden kann.  
 
 
Bonn, den 17. November 2006 

 
Gemeinsamer Bundesausschuss 

gem. § 91 Abs. 6 SGB V 
 

Der Vorsitzende 
 
 
 

Genzel 
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